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Untauglicher Erpressungsversuch
Gazprom hat die Gaslieferungen nach Polen eingestellt.
Die polnische Regierung reagiert gelassen. Darauf sei man
bereits vorbereitet gewesen.

Am Morgen des 27. April hat Russland Polen den Gashahn abgedreht.
Polen weigert sich, wie alle anderen EU-Länder außer Ungarn, der
Forderung Russlands nach einer Bezahlung der Gaslieferungen in Rubel
nachzukommen. Die Entscheidung Moskaus wurde von Polen mit einer
gewissen Gelassenheit registriert. Die Regierung erklärt, mit dieser „Gas-
Erpressung“ durch Russland gerechnet zu haben und darauf vorbereitet
zu sein.

Tatsächlich zeigt die Zahl des Füllstands der Gasreservoirs Polens, dass
das Land sich auf eine Nutzung des Energiehebels durch Russland besser
vorbereitet hat als der Rest der EU: Während die Gaslager der EU
insgesamt – jahreszeitlich typisch – nur zu knapp 30 Prozent gefüllt sind,
beträgt der Füllstand in Polen laut Premierminister Morawiecki 76
Prozent. Wie schon in der Frage einer möglichen Flüchtlingswelle aus der
Ukraine – auf die sich Polen Wochen vor dem Kriegsbeginn ernsthaft
vorzubereiten begann – hat Warschau anscheinend auch in puncto
Energieversorgung die Warnungen vor einem russischen Angriff auf die
Ukraine ernster genommen als viele andere Staaten Europas.

Wie schon in der Frage
einer möglichen
Flüchtlingswelle aus der
Ukraine hat Warschau
anscheinend auch in
puncto Energieversorgung
die Warnungen vor einem
russischen Angriff auf die
Ukraine ernster
genommen als viele andere
Staaten Europas.

Tatsächlich verfolgt Polen schon seit langem
eine Strategie der Diversifizierung seiner
Energieversorgung und der Lösung vom Gas-
und Öllieferanten Russland. Heute verfügt das
Land laut Eigenangaben über verschiedene
Möglichkeiten, die ausbleibenden
Gaslieferungen aus Russland zu substituieren:
über die Nutzung europäischer Pipeline-
Systeme; über den unter der ersten PiS-
Regierung von 2005 bis 2007 auf den Weg
gebrachten Flüssiggas-Terminal in
Swinemünde; über eine kleine nationale
Gasförderung; und schließlich, ab Herbst, über
die Ostsee-Pipeline Baltic Pipe, die Polen stabil
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mit norwegischem Erdgas versorgen soll. Die
nun unterbrochenen Lieferungen über die
Jamal-Pipeline wären ohnehin zum Jahresende
2022 ausgelaufen.

Polen plädiert für eine harte Sanktionspolitik gegenüber Russland und
fordert, hierbei auch den Energiesektor einzubeziehen. In diesem Sinne
möchte das Land – das bei der Energieversorgung immer noch in einem
sehr hohen Maße von der Verbrennung fossiler Brennstoffe abhängig ist
– bis spätestens zum Jahresende 2022 alle einschlägigen Importe aus
Russland beenden. Ein entsprechendes Gesetz wurde am 30. März in den
Sejm eingebracht und wird demnächst in Kraft treten. Einfach ist dieser
Schritt keineswegs: Gegenwärtig importiert Polen 15 Prozent seiner
Kohle, 43 Prozent seines Erdgases und 73 Prozent des Rohöls plus
beträchtliche Mengen an Diesel aus Russland.

Am schwierigsten dürfte die Substituierung bei der Kohle sein, wo der
Import oder Transit von Steinkohle aus Russland oder dem Donbass
zum schnellstmöglichen Zeitpunkt verboten werden soll. Die Lücke soll
mit einer Steigerung der eigenen Produktion und mit Importen
ausgeglichen werden. Eine Erhöhung der einheimischen Produktion
kann allerdings nur in der Größenordnung von 1 bis 1,5 Millionen
Tonnen pro Jahr erfolgen – demgegenüber stehen 8,3 Millionen
Tonnen, die Polen letztes Jahr aus Russland importiert hat.

Polen verfolgt schon seit
langem eine Strategie der
Diversifizierung seiner
Energieversorgung und
verfügt heute laut
Eigenangaben über
verschiedene
Möglichkeiten, die
ausbleibenden
Gaslieferungen aus
Russland zu substituieren.

Im Öl-Sektor sollen die Importe aus Russland
vor allem durch Einkauf in Saudi-Arabien
ausgeglichen werden. Eine Politik der Ersetzung
russischer Öl-Lieferungen wird seit längerem
systematisch verfolgt. Der halbstaatliche Öl-
Konzern Orlen hat nur noch kurzfristige
Lieferverträge mit Russland, die im Januar 2023
und Dezember 2024 auslaufen werden. Als
Reaktion auf den Krieg in der Ukraine will die
Regierung diese Verträge nun schon zum
Jahresende 2022 suspendieren.

Mittelfristig dürfte auch in Polen alles darauf hinauslaufen, die
Energiewende zu beschleunigen. Die Energiesouveränität soll durch den
Ausbau erneuerbarer Energiequellen – Wasserkraft, Photovoltaik und
Offshore-Windkraftanlagen – gestärkt werden, die bis 2040 fast die
Hälfte der Stromerzeugung abdecken sollen. Allerdings werden auch die
Kohlekraftwerke wohl länger laufen. Und langfristig soll Kernenergie die
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Kohle als Rückgrat der Energieproduktion ersetzen. Der Bau eines
Kernkraftwerks soll 2026 beginnen und bis 2032 dauern. Drei Anbieter
aus den USA, Frankreich und Korea konkurrieren hier momentan um
den Zuschlag für das erste polnische Kernkraftwerk, das an der
pommerschen Ostseeküste errichtet werden soll.
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